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P R O T O K O L L 
 
aufgenommen über die am Dienstag, 24. Februar 2026 abgehaltene öffentliche 
Sitzung des Gemeinderates von Dölsach im Gemeinde-Sitzungssaal. 
 

Beginn: 19.00 Uhr 
 

Vorsitzender: Bürgermeister LA Martin Mayerl 
 

Anwesend:  Die Gemeinderatsmitglieder Gumpitsch Hans, Mietschnig Patrick, 
Oberbichler Silvia, Pichler Michael, Tscharnidling Katja, Winkler Johann, 
Dorer Georg, DI Mühlmann Susanne, Possenig Josef Robert, Draxl 
Johannes, Lukasser Elmar und Walder Emanuel. Für den verhindert 
gewesenen Glanzer Thomas war Goller Tanja anwesend. 

 

Schriftführer: Steiner Josef 
 

 

Tagesordnung: 
 

1. Präsentation Projekt Gödnacher-Bach und Beschlussfassung der Finanzierung;  

2. Protokollunterfertigung der Sitzung vom 09.12.2025 und Bericht des  
Bürgermeisters;  

3. Ortsplanung Dölsach: 

a) Änderung des Flächenwidmungsplanes im Bereich der Gpn. .12, 1023/2, 
1026, 1027, 1028, 1029/1, 1037/1, 1037/2, 1323/2, KG Görtschach-Gödnach 
(Pondorfer Simon); 

b) Erlassung eines Bebauungsplanes im Bereich der Gpn. 63/10, 63/11, 63/12 
und 63/13, KG Görtschach-Gödnach (Neumayr, Levy, Brandstätter); 

c) Erlassung eines Bebauungsplanes im Bereich der Gpn. 127/1, 136/1 und 999, 
KG Dölsach (Nardella, Gemeinde); 

d) Erlassung eines Bebauungsplanes im Bereich der Gpn. 213, 214 und 759, KG 
Göriach (Bürgler, Spiller); 

4. Nachlass von Erschließungskosten; 

5. Behandlung Zu- und Abschreibung Öffentliches-Gut; 

6. Beratung und Beschlussfassung über Vereinbarung zu Kraftwerk Debanttal-
Oberstufe; 

7. Beschlussfassung hinsichtlich der Änderung der Satzung des Abwasserverbandes 
Lienzer Talboden (Anhang 1 und Anhang 2); 

8. Erlassung einer Garagen- und Stellplatzverordnung; 

9. Bericht des Überprüfungsausschusses; 

10. Personalangelegenheiten; 

11. Anträge, Anfragen und Allfälliges; 

 
 

Sitzungsverlauf: 
 

Der Bürgermeister eröffnet die Sitzung, begrüßt die Anwesenden und stellt die 
Beschlussfähigkeit fest. 
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Zu 1: 
 
Zu diesem Tagesordnungspunkt begrüßt der Bürgermeister Herrn Pussnig Hans-Peter 
und Herrn Vögl Bernhard von der Lawinen- und Wildbachverbauung – Gebietsbauleitung 
Osttirol. Die Herren präsentieren das Vorhaben „Verbauung Gödnacher-Bach“ mittels 
einer PowerPoint-Präsentation. Einleitend gibt Herr Pussnig Hans-Peter einen Rückblick 
auf bisherige Hochwasserereignisse sowie auf die Anfänge der Verbauung beim 
Gödnacher-Bach, welche bereits vor 1888 begonnen wurden.  Anschließend führt Herr 
Vögl Bernhard aus, der die geplanten Maßnahmen im Einzugsgebiet des Gödnacher-
Baches anspricht. Der vorgesehene Umsetzungszeitraum erstreckt sich von 2026 bis 
2035, die Gesamtkosten belaufen sich auf rund EUR 1,8 Mio. Ziel der geplanten 
Verbauungsmaßnahmen ist die Reduktion des Gefahrenpotentials durch 
Beckenräumungen, Gewässerpflegemaßnahmen, Teilsanierungen bestehender 
Verbauungen sowie durch Konsolidierungsmaßnahmen im Gottschützgraben.  
In der am 16.12.2025 abgehaltenen Überprüfungs- und Finanzierungsverhandlung wurde 
folgender Finanzierungsschlüssel vereinbart: 

Bund:    57 % 
Land:    20 % 
Landesstraße:  2 % 
Gemeinde Iselsberg: 5 % 
Gemeinde Dölsach: 16 % 

 
Der Bürgermeister bedankt sich bei den Herren für die Ausführungen. Nach Beantwortung 
einiger Fragen stellt der Bürgermeister das gegenständliche Verbauungsvorhaben bzw. 
dessen Finanzierung zur Beschlussfassung. 
 
Auf Antrag des Bürgermeisters stimmt der Gemeinderat den Verbauungsmaßnahmen am 
Gödnacher-Bach mit Projektkosten in Höhe von rund EUR 1,8 Mio. sowie einem 
Ausführungszeitraum von 2026 bis 2035 zu. Ebenso wird dem Interessentenbeitrag der 
Gemeinde Dölsach in Höhe von 16 % der Gesamtbaukosten, das sind rund EUR 
288.000,00, zugestimmt. Die Beschlussfassung erfolgte einstimmig! 
 
 
Zu 2:  
 
Das Protokoll der Sitzung vom 09.12.2025 wird genehmigt und unterfertigt. Der 
Bürgermeister berichtet über folgende Themen: 
 

- Der Baubeginn der Radwegführung bei der oberen Debantbachbrücke erfolgte am 
Montag, den 16.02.2026; 

- Der Gemeindeweg Richtung Deutsch in Göriach soll im Herbst über die Agrar Lienz 
saniert werden. Dabei muss eine Retention mitberücksichtigt werden; 

- Der Kollmannweg wird nach Ostern asphaltiert; 
- Beim Mitterkramer-Haus ist ein Fenstertausch geplant. Kosten dafür rd. EUR 

38.000,00. Förderungen von bis zu einem Drittel wurden in Aussicht gestellt. 
Seitens des Pfarrgemeinderates wurde einer Pachtvertragsverlängerung um 15 
Jahre zugestimmt. 

- Bezüglich Bau einer Wohnanlage im Pfarrerfeld hat es ein Gespräch zwischen 
Kirchenrat und GHS gegeben, bezüglich Kreuzungsbereich ist eine Lösung in Sicht 
(Pfarre tritt Grund ab); 

- Am Mittwoch den 4. März findet mit betroffenen Grundeigentümern die 
Projektpräsentation Kreisverkehr in der Gemeinde statt. Dabei sollen auch bereits 
Grundübereinkommen abgeschlossen werden. 



 348

- Bezüglich Tirolerhof hat ein Gespräch mit einem Interessentenpaar stattgefunden, 
bei der letzten Vorstandssitzung wurden Rahmenbedingungen festgelegt. An den 
Zimmern sind sie derzeit nicht interessiert. Zu den Pächtern führt auch Draxl 
Johannes näher aus; 

- Am Parkett des Tirolerhofsaales sind Feuchtigkeitsschäden aufgetreten; 
- Anlässlich 30 Jahre Heimurrach findet eine Feierlichkeit am 18.07.2026 im 

Tirolerhofsaal statt; 
- Der Dorffestverein hat sich aufgelöst, heuer wird voraussichtlich kein Dorffest 

stattfinden; 
- Bezüglich AGM Stribach wurde der erste Bescheid durch das Land Tirol erlassen – 

Widmung aller Grundstücke zu agrargemeinschaftlichen Grundstücken; 
- Bezüglich 220 KV-Leitung hat ein Gespräch mit der APG stattgefunden. Unsere 

Vorschläge für eine alternative Trassenführung wurden positiv aufgenommen. 
Diese werden mit dem Fachbereich besprochen und haben Landschaftsbild, Forst, 
Ökologie und Ornithologie darauf Einfluss; 

- Hinsichtlich Baum- und Strauchschnitt hat die Behörde bei einer Überprüfung im 
August 2025 die unbeaufsichtigte Übernahme bemängelt. Probleme gibt es derzeit 
mit Fremdanlieferungen und Fehlwürfen. Die jährlichen Kosten belaufen sich auf rd. 
EUR 25.000,00. Es ist ein Konzept zu erarbeiten. Variante 1 wäre mittels 
Videoüberwachung (rechtlich ausreichend) oder Variante 2 mittels Übernahme 
beim Hackgutlager (zB. samstags von 9-12 Uhr, nur Grasschnitt in Container); 

- Der Transport für das Mittagessen für die Nachmittagsbetreuung in der Volksschule 
erfolgte bisher durch das OK-Zentrum. Künftig ist der Transport durch die 
Gemeinde zu organisieren, Kosten dafür bisher EUR 1.650,00 im Jahr; 

- Aguntum wird durch das Landesmuseum übernommen werden; 
- Über Feierlichkeiten anlässlich des 100. Todestages von Albin Egger Lienz wird der 

Kulturausschuss mit Inwinkl Erna beraten; 
- Im Herbst ist eine Jungbürgerfeier für die Jahrgänge 2005 bis 2008 geplant.  

 
 
Zu 3: - Raumordnung Dölsach 
 
a) Änderung des Flächenwidmungsplanes im Bereich der Gpn. .12, 1023/2, 1026, 1027, 

1028, 1029/1, 1037/1, 1037/2, 1323/2, KG Görtschach-Gödnach (Pondorfer Simon); 

 
Geplant ist die Errichtung von verschiedenen Zu- und Umbauten. Zudem sind die 
gewerbliche Vermietung von zwei Ferienwohnungen auf der Hofstelle sowie die 
Weiterverarbeitung von Produkten geplant. Dies macht gegenständliche Änderung des 
Flächenwidmungsplanes erforderlich. 
 
Der Gemeinderat fasst daher folgenden einstimmigen Beschluss: 
 

Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Dölsach 
gemäß § 68 Abs. 3 Tiroler Raumordnungsgesetz 2022 – TROG 2022, LGBl. Nr. 43, idgF, 
den vom Planer AB Architektur-Raumordnung DI Wolfgang Mayr, 9920 Sillian 
ausgearbeiteten Entwurf mit der Planungsnummer 707-2025-00013, über die Änderung 
des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Dölsach im Bereich 1029/1, 1028, 1027, 
1026, 1323/2, 1023/2, 1037/1, .12, 1037/2 KG 85013 Görtschach-Gödnach (zum Teil) 
durch 4 Wochen  hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 

 

Der Entwurf sieht folgende Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde 
Dölsach vor: 

Umwidmung 
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Grundstück .12 KG 85013 Görtschach-Gödnach 

 

rund 50 m² 

von Freiland § 41 

in 

Sonderfläche Hofstelle mit Erhöhung der zul. Wohnnutzfläche § 44 (2) oder sonstiger 
Sonderbestimmung, insb. gem. § 44 (11) und gewerblicher Nebennutzung § 44 (8) [iVm. § 
43 (7) standortgebunden] SLH-8: gewerbliche Gästevermietung mit höchstzulässig 12 
Gästebetten 

 

weiters Grundstück 1023/2 KG 85013 Görtschach-Gödnach 

 

rund 12 m² 

von Freiland § 41 

in 

Sonderfläche Hofstelle mit Erhöhung der zul. Wohnnutzfläche § 44 (2) oder sonstiger 
Sonderbestimmung, insb. gem. § 44 (11) und gewerblicher Nebennutzung § 44 (8) [iVm. § 
43 (7) standortgebunden] SLH-8: gewerbliche Gästevermietung mit höchstzulässig 12 
Gästebetten 

 

weiters Grundstück 1026 KG 85013 Görtschach-Gödnach 

 

rund 99 m² 

von Freiland § 41 

in 

Sonderfläche Hofstelle mit Erhöhung der zul. Wohnnutzfläche § 44 (2) oder sonstiger 
Sonderbestimmung, insb. gem. § 44 (11) und gewerblicher Nebennutzung § 44 (8) [iVm. § 
43 (7) standortgebunden] SLH-8: gewerbliche Gästevermietung mit höchstzulässig 12 
Gästebetten 

 

weiters Grundstück 1027 KG 85013 Görtschach-Gödnach 

 

rund 159 m² 

von Freiland § 41 

in 

Sonderfläche Hofstelle mit Erhöhung der zul. Wohnnutzfläche § 44 (2) oder sonstiger 
Sonderbestimmung, insb. gem. § 44 (11) und gewerblicher Nebennutzung § 44 (8) [iVm. § 
43 (7) standortgebunden] SLH-8: gewerbliche Gästevermietung mit höchstzulässig 12 
Gästebetten 

 

weiters Grundstück 1028 KG 85013 Görtschach-Gödnach 

 

rund 71 m² 

von Freiland § 41 

in 
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Sonderfläche Hofstelle mit Erhöhung der zul. Wohnnutzfläche § 44 (2) oder sonstiger 
Sonderbestimmung, insb. gem. § 44 (11) und gewerblicher Nebennutzung § 44 (8) [iVm. § 
43 (7) standortgebunden] SLH-8: gewerbliche Gästevermietung mit höchstzulässig 12 
Gästebetten 

 

weiters Grundstück 1029/1 KG 85013 Görtschach-Gödnach 

 

rund 3652 m² 

von Freiland § 41 

in 

Sonderfläche Hofstelle mit Erhöhung der zul. Wohnnutzfläche § 44 (2) oder sonstiger 
Sonderbestimmung, insb. gem. § 44 (11) und gewerblicher Nebennutzung § 44 (8) [iVm. § 
43 (7) standortgebunden] SLH-8: gewerbliche Gästevermietung mit höchstzulässig 12 
Gästebetten 

 

weiters Grundstück 1037/1 KG 85013 Görtschach-Gödnach 

 

rund 85 m² 

von Freiland § 41 

in 

Sonderfläche Hofstelle mit Erhöhung der zul. Wohnnutzfläche § 44 (2) oder sonstiger 
Sonderbestimmung, insb. gem. § 44 (11) und gewerblicher Nebennutzung § 44 (8) [iVm. § 
43 (7) standortgebunden] SLH-8: gewerbliche Gästevermietung mit höchstzulässig 12 
Gästebetten 

 

weiters Grundstück 1037/2 KG 85013 Görtschach-Gödnach 

 

rund 11 m² 

von Freiland § 41 

in 

Sonderfläche Hofstelle mit Erhöhung der zul. Wohnnutzfläche § 44 (2) oder sonstiger 
Sonderbestimmung, insb. gem. § 44 (11) und gewerblicher Nebennutzung § 44 (8) [iVm. § 
43 (7) standortgebunden] SLH-8: gewerbliche Gästevermietung mit höchstzulässig 12 
Gästebetten 

 

weiters Grundstück 1323/2 KG 85013 Görtschach-Gödnach 

 

rund 159 m² 

von Freiland § 41 

in 

Sonderfläche Hofstelle mit Erhöhung der zul. Wohnnutzfläche § 44 (2) oder sonstiger 
Sonderbestimmung, insb. gem. § 44 (11) und gewerblicher Nebennutzung § 44 (8) [iVm. § 
43 (7) standortgebunden] SLH-8: gewerbliche Gästevermietung mit höchstzulässig 12 
Gästebetten 

 

Gleichzeitig wird gemäß § 68 Abs. 3 lit. d TROG 2022 der Beschluss über die dem 
Entwurf entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplanes gefasst. 
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Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und 
Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten 
Person oder Stelle abgegeben wird. 

 

b) Erlassung eines Bebauungsplanes im Bereich der Gpn. 63/10, 63/11, 63/12 und 
63/13, KG Görtschach-Gödnach (Neumayr, Levy, Brandstätter); 

 

Für diesen Bereich besteht bereits ein Bebauungsplan aus dem Jahr 2023, in welchem u. 
a. eine gestaffelte Baufluchtlinie festgelegt worden ist. Eine Überbauung dieser 
gestaffelten Baufluchtlinie ist nicht zulässig, da bei dieser der Zähler zur Definition des 
Höhenabschnittes fehlt und somit unklar sei, in welchem Höhenabschnitt diese 
Baufluchtlinie überbaut werden darf. Nachstehende Änderung des Bebauungsplanes ist 
daher erforderlich. 
 
Der Gemeinderat fasst daher folgenden einstimmigen Beschluss: 
 
Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Dölsach 
gemäß § 64 Abs. 1 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2022 - TROG 2022, LGBl. Nr. 43, 
den vom Architekt DI Mayr ausgearbeiteten Entwurf über die Erlassung eines 
Bebauungsplanes im Bereich der Grundstücke Nr. 63/10, 63/11, 63/12 und 63/13, alle KG 
Görtschach-Gödnach, laut planlicher Darstellung des Architekten DI Mayr vom 
24.02.2026, Zahl 707ad63-10BBP.mxd, sowie schriftlicher Darstellung des Architekten DI 
Mayr vom 19.02.2026 durch vier Wochen hindurch und zwar vom 26. Februar bis 
einschließlich 26. März 2026 zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 
 
Gleichzeitig wird gemäß § 64 Abs. 4 TROG 2022 der Beschluss über die Erlassung des 
gegenständlichen Bebauungsplanes gefasst. 
 
Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und 
Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten 
Person oder Stelle abgegeben wird. 
 

c) Erlassung eines Bebauungsplanes im Bereich der Gpn. 127/1, 136/1 und 999, KG 
Dölsach (Nardella, Gemeinde); 

 
Im Bereich der Grundstücke 127/1, 136/1 und 999, alle KG Dölsach, ist eine 
Grundstücksänderung geplant, damit die bestehende Einfriedungsmauer nicht mehr über 
Grundstücksgrenzen ragt. Da für die Grundstücke unterschiedliche bzw. kein 
Bebauungsplan verordnet ist, ist nachstehende Aufhebung und Erlassung eines 
Bebauungsplanes für diesen Bereich erforderlich. 
 
Der Gemeinderat fasst daher folgende einstimmige Beschlüsse: 
 
1) Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Dölsach 
gemäß § 64 Abs. 7 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2022 - TROG 2022, LGBl. Nr. 43, 
dass der Bebauungsplan im Bereich des Gst. Nr. 999, KG Dölsach, kundgemacht vom 
12.05.2025 bis 27.05.2025, aufgehoben wird. 
 
2) Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Dölsach 
gemäß § 64 Abs. 1 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2022 - TROG 2022, LGBl. Nr. 43, 
den vom Architekt DI Mayr ausgearbeiteten Entwurf über die Erlassung eines 
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Bebauungsplanes im Bereich der Grundstücke Nr. 127/1, 136/1 und 999, alle KG Dölsach, 
laut planlicher Darstellung des Architekten DI Mayr vom 19.02.2026, Zahl 707ad127-
1BBP.mxd, sowie schriftlicher Darstellung des Architekten DI Mayr vom 16.02.2026 durch 
vier Wochen hindurch und zwar vom 26. Februar bis einschließlich 26. März 2026 zur 
öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 
 
Gleichzeitig wird gemäß § 64 Abs. 4 TROG 2022 der Beschluss über die Erlassung des 
gegenständlichen Bebauungsplanes gefasst. 
 
Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und 
Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten 
Person oder Stelle abgegeben wird. 
 
d) Erlassung eines Bebauungsplanes im Bereich der Gpn. 213, 214 und 759, KG 

Göriach (Bürgler, Spiller); 
 
Für den Bereich der Gp. 213, KG Göriach, besteht bereits ein Bebauungsplan. Nun ist 
geplant, das bestehende Wohnhaus um- und auszubauen. Aufgrund des 
Gebäudebestandes bzw. dessen Nähe zur Grundstücksgrenze werden die Grundstücke 
Gpn. 214 und 759, KG Göriach, in den Bebauungsplan miteinbezogen und die verkürzten 
Mindestabstände (TBO 0,4) festgelegt. Nachstehende Änderung bzw. Erlassung eines 
Bebauungsplanes ist daher erforderlich. 
 
Der Gemeinderat fasst daher folgenden einstimmigen Beschluss: 
 
Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Dölsach 
gemäß § 64 Abs. 1 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2022 - TROG 2022, LGBl. Nr. 43, 
den vom Architekt DI Mayr ausgearbeiteten Entwurf über die Erlassung eines 
Bebauungsplanes im Bereich der Grundstücke Nr. 213, 214 und 759, alle KG Göriach, 
laut planlicher Darstellung des Architekten DI Mayr vom 19.02.2026, Zahl 
707ad213BBP.mxd, sowie schriftlicher Darstellung des Architekten DI Mayr vom 
18.02.2026 durch vier Wochen hindurch und zwar vom 26. Februar bis einschließlich 26. 
März 2026 zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 
 
Gleichzeitig wird gemäß § 64 Abs. 4 TROG 2022 der Beschluss über die Erlassung des 
gegenständlichen Bebauungsplanes gefasst. 
 
Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und 
Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten 
Person oder Stelle abgegeben wird. 
 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig, nachstehenden Punkt in die Tagesordnung 
aufzunehmen! 
 
e) Erlassung eines Bebauungsplanes im Bereich der Gp. 208/3, KG Dölsach (Groger); 
 
Für diesen Bereich besteht bereits ein Bebauungsplan und ergänzenden Bebauungsplan 
mit Plandatum 04.08.2025, in welchem u. a. eine Baugrenzlinie mit Höhendefinition 
festgelegt worden ist. Solche „fliegenden“ Baugrenzlinien sind jedoch nicht zulässig. 
Nachstehende Änderung des Bebauungsplanes ist daher erforderlich. 
 
Der Gemeinderat fasst daher folgenden einstimmigen Beschluss: 
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Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Dölsach 
gemäß § 64 Abs. 1 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2022 - TROG 2022, LGBl. Nr. 43, 
den vom Architekt DI Mayr ausgearbeiteten Entwurf über die Erlassung eines 
Bebauungsplanes im Bereich des Grundstücke Nr. 208/3, KG Dölsach, laut planlicher 
Darstellung des Architekten DI Mayr vom 23.02.2026, Zahl 707ac208-3BBP.mxd, sowie 
schriftlicher Darstellung des Architekten DI Mayr vom 23.02.2026 durch vier Wochen 
hindurch und zwar vom 26. Februar bis einschließlich 26. März 2026 zur öffentlichen 
Einsichtnahme aufzulegen. 
 
Gleichzeitig wird gemäß § 64 Abs. 4 TROG 2022 der Beschluss über die Erlassung des 
gegenständlichen Bebauungsplanes gefasst. 
 
Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und 
Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten 
Person oder Stelle abgegeben wird. 
 
 
Zu 4:  
 
Zu diesem Tagesordnungspunkt sind keine Anträge eingelangt! 
 
 
Zu 5:  Zu- bzw. Abschreibung Öffentliches-Gut 
 
Dölsacher Straße – Nardella: 
Im Bereich der Dölsacher Straße beim Grundstück 999, KG Dölsach, ist zu den 
Grundstücken Nr. 127/1 und 136/1, alle KG Dölsach, eine Grundstücksänderung geplant. 
Im Zuge der Errichtung einer Einfriedungsmauer wurde diese geringfügig über die 
Grundstücksgrenzen situiert. Damit diese Einfriedungsmauer künftig auf einem Bauplatz 
zu stehen kommt, bedarf es einem flächengleichen Grundtausch von jeweils rd. 1 m². Der 
Gemeinderat stimmt gegenständlicher Grundstücksänderung einstimmig zu, sämtliche 
Kosten aus diesem Grundverkehr gehen zu Lasten der Verursacher. Einstimmiger 
Beschluss! 
 
Der Bürgermeister berichtet, dass es mit dem Stallbau Greil am Görtschacher Land ernst 
wird. Damit der Bauplatz über eine rechtlich gesicherte Zufahrt verfügt, muss noch von der 
AGM Görtschach-Gödnach ein Wegstück in das Öffentliche-Gut der Gemeinde 
übernommen werden. Die Beschlussfassung dazu könnte bei der nächsten GR-Sitzung 
erfolgen. 
 
 
Zu 6:  Beratung und Beschlussfassung über Vereinbarung zu Kraftwerk Debanttal- 
 Oberstufe; 
 
Wie in der GR-Sitzung vom 09.12.2025 beschlossen, hat die Gemeinde Dölsach 
hinsichtlich Kraftwerksprojekt Debanttal Oberstufe eine Stellungnahme beim Land Tirol 
eingebracht. Mit dieser Stellungnahme wurde u. a. die zur Verfügungstellung des 
Grundstückes im Ausmaß von 299 m² für das Krafthaus  ausgeschlossen. Daraufhin hat 
die Behörde den Kraftwerksbetreiber aufgefordert, hinsichtlich des Krafthauses eine 
Umplanung vorzunehmen oder mit der Gemeinde Dölsach eine diesbezügliche Einigung 
zu erzielen.   
 
 



 354

Diesbezüglich hat am 30.01.2026 ein Gespräch mit Herrn Michael Theurl, dem Betreiber 
des Kraftwerksprojekts im Debanttal, in Beisein des WK-Bezirksstellenleiters Kollreider 
Hans stattgefunden. Als Ergebnis des Gesprächs wurde der Gemeinde Dölsach ein 
Angebot (Optionsvertrag) unterbreitet. Dieser vom Notariat Mag. Mayr ausgearbeitete 
Optionsvertrag beinhaltet im Wesentlichen folgende Eckpunkte: 
 
Präambel: 
Ziel ist die gemeinsame Realisierung (d.h. gemeinsame Errichtung, Finanzierung und 
gemeinsamer Betrieb) des Wasserkraftwerks Debantbach durch die Theurl Leimholzbau 
GmbH und die Gemeinde Dölsach. 
Optionen: 
1. Die Gemeinde Dölsach erhält die Option zum Einstieg in das Projekt bis zu 6 Monate 

nach Rechtskraft sämtlicher Bescheide (Wasser, Forst, Natur). 
Innerhalb der 6-monatigen Optionsfrist sind beide Parteien verpflichtet, gemeinsame 
Anstrengungen zu unternehmen, um sämtliche Projektkosten zu konkretisieren, eine 
gemeinsame Finanzierung auf die Beine zu stellen und mögliche Fördermittel zu 
beantragen. 
Mit dem Ziehen der Option ist unmittelbar eine gemeinsame Errichter- und 
Betreibergesellschaft zu gründen. Die Beteiligungsverhältnisse lauten 2/3 Theurl 
Leimholzbau GmbH und 1/3 Gemeinde Dölsach. 
Nach Gründung der Betreibergesellschaft übernimmt diese Projektvorlaufkosten in 
Höhe von EUR 3 Mio. von der Theurl Leimholzbau GmbH. Das genehmigte Projekt wird 
Zug um Zug mit Bezahlung der Vorlaufkosten von EUR 3 Mio. in die Gesellschaft 
eingebracht. 
Die Gemeinde Dölsach leistet eine Zahlung in der Höhe von EUR 700.000,00 als 
Beitrag zu den Vorlaufkosten von EUR 3 Mio. Die Zahlung wird mit Gründung der 
Gesellschaft fällig. 
Bis zur rechtskräftigen Genehmigung entstehen der Gemeinde Dölsach keine weiteren 
Kosten aus dem Projekt. 
Falls Option 1 nicht realisiert wird – d.h. sich beide Parteien NICHT auf eine 
gemeinsame Umsetzung des Projektes einigen, tritt automatisch Option 2 in Kraft. 

2. Der Theurl Leimholzbau GmbH wird das Recht eingeräumt, das Projekt frühestens 
nach der Entscheidung, dieses NICHT gemeinsam umzusetzen, an einen Dritten zu 
verkaufen. 
Wenn diese Option zum Zuge kommt, erhält die Gemeinde Dölsach einen Anteil vom 
Verkaufspreis in Höhe von EUR 300.000,00.  

Die Gemeinde Dölsach stellt sowohl bei Option 1 als auch Option 2 die benötigten 
Grundstücke im Bereich des Krafthauses kostenlos zur Verfügung. Für die benötigten 
Dienstbarkeiten für die Leitungstrasse und auf den gemeindeeigenen Parzellen erhält die 
Gemeinde Dölsach eine Entschädigung im Ausmaß der weiteren Grundstückseigentümer. 
 
RA Dr. Johannes Hibler hat im Auftrag der Gemeinde Dölsach den vorgelegten 
Optionsvertrag geprüft und folgende Änderung bzw. Ergänzung veranlasst, damit die 
Gemeinde Dölsach jedenfalls für den Grund und ihre Unterstützung eine entsprechende 
Abgeltung erhält: 
„Im vorgenannten Verkaufsfalle des Kraftwerksprojektes an einen Dritten und für den Fall, 
dass die Theurl Leimholzbau GmbH das genehmigte Kraftwerksprojekt trotz erfolgter 
Optionserklärung (Option 2) binnen einer Frist von 6 Monaten noch nicht an einen Dritten 
verkauft haben sollte, verpflichtet sich die Theurl Leimholz GmbH der Gemeinde Dölsach 
einen Betrag von EUR 300.000,00 netto als pauschale Abgeltung für die Ablöse der 
Grundstücke und deren Unterstützung des Projektes fällig längstens 9 (neun) Monate 
nach Vorliegen der oben angeführten rechtskräftigen behördlichen Genehmigungen, 
ansonsten ohne weitere Bedingung, bar und frei von jeder Kompensationseinrede zu 
bezahlen. Im Falle des Verzuges gelten 9% Verzugszinsen als vereinbart. Weiters ist …..“  
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Darüber entspann sich eine ausführliche und teils kontroverse Diskussion mit mehreren 
Wortmeldungen aus dem Gremium. Nach eingehender Beratung sowie der Beantwortung 
verschiedener Rückfragen bringt der Bürgermeister schließlich den gegenständlichen 
Optionsvertrag mit der Theurl Leimholzbau GmbH vom 24.02.2026 (AZ: 847/MM/SG) zur 
Abstimmung und Beschlussfassung ein. 
 
Der Gemeinderat stimmt der Annahme des gegenständlichen Optionsvertrags vom 
24.02.2026 (AZ: 847/MM/SG) mit der Theurl Leimholzbau GmbH betreffend das 
Kraftwerksprojekt Debanttal Oberstufe einstimmig zu. 
 
 
Zu 7:  Beschlussfassung hinsichtlich der Änderung der Satzung des Abwasserverbandes  

Lienzer Talboden (Anhang 1 und Anhang 2); 
 
Einleitend berichtet der Bürgermeister über die Entstehung und Entwicklung des 
Abwasserverbandes Lienzer Talboden. Die gegenständlichen Änderungen der Satzung 
des AVLT wurden den Mitgliedern des Gemeinderates bereits im Vorfeld gemeinsam mit 
der Einladung zu dieser Sitzung übermittelt. 
Die Mitgliederversammlung des Abwasserverbandes Lienzer Talboden hat am 13.11.2025 
eine Satzungsänderung beschlossen. Geändert wurde der Anhang 1 der Satzung 
betreffend Beschreibung und Darstellung der Verbandsanlagenteile und der Anhang 2 
betreffend den Aufteilungsschlüssel. Die Satzung selbst bleibt unverändert. 
Der Bürgermeister bringt die vorgenommenen Änderungen im Anhang 1 und im Anhang 2  
der Satzung des Abwasserverbandes Lienzer Talboden im Wesentlichen dem 
Gemeinderat zur Kenntnis und stellt sodann den Antrag, der Gemeinderat der Gemeinde 
Dölsach möge der Satzung des Abwasserverbandes Lienzer Talboden in der Fassung der 
Beschlüsse der Mitgliederversammlung vom 11.04.2002 / 09.12.2014 / 17.04.2018 / 
07.11.2023 / 13.11.2025 die Zustimmung erteilen.  
 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmige Zustimmung! 
 
 
Zu 8: 
 
Erlassung einer Garagen- und Stellplatzverordnung für die Gemeinde Dölsach 
 
Aufgrund der Ermächtigung des § 8 Abs. 8 der Tiroler Bauordnung 2022 – TBO 2022, 
LGBl. Nr. 44/2022, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 72/2025, in Verbindung 
mit der Verordnung der Tiroler Landesregierung vom 11.11.2025, LGBl. Nr. 76/2025, wird 
verordnet: 
 

§ 1 
Allgemeines 

(1) Beim Neubau, Zu- oder Umbau, bei jeder sonstigen Änderung von Gebäuden, bei der 
Änderung des Verwendungszweckes von Gebäuden und bei der Errichtung oder 
Änderung sonstiger baulicher Anlagen sind für die zu erwartenden Kraftfahrzeuge der 
ständigen Benützer und der Besucher der betreffenden baulichen Anlage außerhalb 
öffentlicher Verkehrsflächen geeignete Abstellmöglichkeiten (Stellplätze oder 
Garagen) in ausreichender Anzahl und Größe einschließlich der erforderlichen Zu- 
und Abfahrten zu schaffen. 

(2) Stellplätze und Garagen müssen in allen Teilen entsprechend dem Stand der Technik 
geplant und ausgeführt werden. Diese Stellplätze und Garagen müssen den 
Technischen Bauvorschriften 2016, LGBl. Nr. 33/2016, zuletzt geändert durch die 
Verordnung LGBl. Nr. 102/2022, entsprechen. Die Verwendung der Abstellplätze ist 
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darüber hinaus dauerhaft aufrecht zu halten. Fällt eine nach Abs. 2 erforderliche 
Abstellmöglichkeit nachträglich weg, so hat die Behörde dem Eigentümer der 
baulichen Anlage aufzutragen, innerhalb einer angemessenen Frist eine neue 
Abstellmöglichkeit zu schaffen oder – außer in den Fällen des § 8 Abs. 11 dritter Satz 
der TBO 2022 – um eine Befreiung nach § 8 Abs. 11 erster Satz TBO 2022 
anzusuchen. 

(3) Die Verpflichtung zur Errichtung von Stellplätzen nach Abs. 1 gilt als erfüllt, wenn 
außerhalb öffentlicher Verkehrsflächen die erforderlichen Abstellmöglichkeiten 
gegeben sind, die von der baulichen Anlage höchstens 300 Meter, gemessen nach 
der kürzesten Wegverbindung, entfernt sind und deren Benützung rechtlich und 
tatsächlich auf Dauer gewährleistet ist. 

 
§ 2 

Anzahl der Stellplätze für bauliche Anlagen 
(1) Gemäß § 1 Abs. 1 wird für die folgenden Arten von baulichen Anlagen die Anzahl der 

jeweils erforderlichen Abstellplätze für Kraftfahrzeuge wie folgt festgelegt: 
 

1. Wohngebäude: 
Wohngebäude bzw. Wohn-
einheiten 

bis 60 m² 
Wohnnutzfläche 

61 bis 80 m² 
Wohnnutzfläche 

81 bis 110 m² 
Wohnnutzfläche 

mehr als 110 m² 
Wohnnutzfläche 

 
Hauptsiedlungsgebiet 
und übriges 
Siedlungsgebiet 
 

1,0 1,5 1,7 2,1 

 
1.1 Entsprechend der Lage der Bauplätze innerhalb der Gemeinde wird zwischen dem  

Hauptsiedlungsgebiet und dem übrigen Siedlungsgebiet nicht unterschieden. 
1.2 Als Wohnnutzfläche nach Ziffer 1 gilt die gesamte Bodenfläche einer Wohnung 

abzüglich der Wandstärken und der im Verlauf der Wände befindlichen 
Durchbrechungen und Ausnehmungen. Bei der Berechnung der Nutzfläche sind nicht 
zu berücksichtigen: 
a) Keller- und Dachbodenräume, soweit sie nach ihrer baulichen Ausgestaltung nicht 

für Wohnzwecke geeignet sind, sowie 
b) Treppen, offene Balkone, Loggien und Terrassen. 

Gegebenenfalls ist die Wohnnutzfläche nach kaufmännischen Regeln zu runden. 
1.3 Die Höchstzahlen nach Ziffer 1 sind nach kaufmännischen Regeln auf ganze Zahlen 

zu runden. Bei Wohnanlagen im Sinne des § 2 Abs. 5 TBO 2022 darf die Höchstzahl 
an Abstellmöglichkeiten für Kraftfahrzeuge insgesamt die jeweilige Höchstzahl nach 
Ziffer 1 nicht überschreiten, wobei zusätzlich die Höchstzahl an Abstellmöglichkeiten 
für Kraftfahrzeuge der ständigen Benützer 85 v. H der jeweiligen Höchstzahl nach 
Ziffer 1 nicht überschreiten darf. 

 
2. Gaststätten, Beherbergungsbetriebe und Privatzimmervermietung: 

 
a) Hotels, Pensionen ohne Restaurationsteil,   
    Privatzimmervermietungen 
 

 
je Zimmer 1 Stellplatz 

 
b)  Hotels, Pensionen mit Restaurationsteil 

 
Stellplätze lt. 2a) zuzüglich je 5 
Verabreichungsplätze 1 Stellplatz 
 

 
c) Gaststätten, Buffets, Cafés, Restaurants,  

 
je 5 Verabreichungsplätze 1 Stellplatz 
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     Bars, Pubs, Tanzlokale, udgl. 
 
 
d)  Heime jeglicher Art 
 

 
je Bett 0,4 Stellplatz 

 
e)  Schulen jeglicher Art 
 

 
je Klassenraum 1,3 Stellplatz 

 
3. Verkaufsstätten: 

 
a)   Läden, Geschäftshäuser,  

 
je 20 m² Verkaufsraumfläche 1 
Stellplatz, mindestens jedoch 3 
Stellplätze 
 

 
b) Läden, Geschäftshäuser, 
 

 
Stellplätze lt. 3a) zuzüglich je 80 m² 
Lagerfläche 1 Stellplatz 
maximal 4 zusätzliche Stellplätze 
 

 
4. Büro- und Verwaltungsgebäude, Praxisräume: 

 
a) Büro- und Verwaltungsgebäude, 
 

 
je 30 m² Nutzfläche 1 Stellplatz, 
mindestens jedoch 3 Stellplätze 
 

 
b) Räume mit Besucherverkehr (Schalter, 

Ordinationsräume, Apotheken, udgl.) 
 

 
je 20 m² Besucherfläche 1 Stellplatz 
mindestens jedoch 3 Stellplätze 

 
5. Gewerbebetriebe, gewerbliche Anlagen: 

 
a)  Industrie- und Gewerbebetriebe 
     (ausgenommen Lagerhäuser) 

 
je 60 m² Betriebsfläche oder je 3 
Beschäftigte 1 Stellplatz, 
mindestens jedoch 3 Stellplätze 
 
Es ist jene Berechnungsart zu wählen, die 
eine höhere Stellplatzanzahl ergibt. 
 

 
b)  Lagerhäuser 

 
je 120 m² Betriebsfläche oder je 3 
Beschäftigte 1 Stellplatz 
mindestens jedoch 3 Stellplätze 
 
Es ist jene Berechnungsart zu wählen, die 
eine höhere Stellplatzanzahl ergibt. 
 

 
§ 3 

Festlegung und Ausgleich von Abstellmöglichkeiten 
(1) Die Anzahl der mindestens zu schaffenden Abstellmöglichkeiten ist in der 

Baubewilligung festzulegen. 
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(2) Für jede Abstellmöglichkeit, für die eine Befreiung nach § 8 Abs. 11 TBO 2022 erteilt 
wird, ist eine Ausgleichsabgabe zu erheben.  

 
§ 4 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die bisherige Stellplatzverordnung der Gemeinde Dölsach vom 25. Juni 2018, 
kundgemacht in der Zeit von 27. Juni 2018 bis 13. Juli 2018, außer Kraft.  
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmige Zustimmung! 
 
 
Zu 9: 
 
Der Bericht des Überprüfungsausschusses vom 11.12.2025 über die Prüfung der 
Gemeindegebahrung vom 27.08.2025. bis 09.12.2025 wird vom 
Überprüfungsausschussobmann Draxl Hannes vorgetragen und vom GR zur Kenntnis 
genommen.  
 
In diesem Zusammenhang berichtet der Bürgermeister von der positiven Entwicklung der 
Ertragsanteile in den Monaten Jänner und Februar 2026. 
 
 
Zu 10:  
 
Personalangelegenheiten – werden in einem eigenen Protokoll verfasst! 
 
 
Zu 11: - Anträge, Anfragen und Allfälliges  
 
- GR Dorer Georg kritisiert die „sparsame“ Schneeräumung. Für GR DI Mühlmann 

Susanne und GR Tscharnidling Katja ist auch die Geschwindigkeit der Räumfahrzeuge 
im Einsatz zu hoch. Der Bürgermeister versichert, dass dies bei der 
Winterdienstnachbesprechung angesprochen werden wird. 

- GR Dorer Georg regt eine Pachtanpassung beim DCD an. 
- GV Lukasser Elmar weist darauf hin, dass es bei der Vergabe der Hausnummern 

(Straßenbezeichnungen) für die Neubauten in der Mühlenstraße es zu 
Missverständnissen kommt. 

- GR Mühlmann Susanne fragt bezüglich 380 V-Leitung der APG nach, ob es bezüglich 
deren Verlegung Erkenntnisse gibt. Der Bürgermeister berichtet, dass aufgrund des 
Geschiebetransportes eine Verlegung in der Drau nicht möglich ist (zerstört Isolierung). 
Eine Verkabelung im Erdreich erfordert eine 30 m breite Trasse, die dauerhaft 
freigehalten werden muss. Die Verlegung erfolgt in einer Tiefe von 1,7 m Tiefe und alle 
700 Meter müsste ein Muffenbauwerk errichtet werden. Im Zuge mehrerer 
Wortmeldungen wurde im Gemeinderat intensiv über die geplante Errichtung einer 380-
kV-Leitung durch die Austrian Power Grid AG diskutiert. Dabei wurden unterschiedliche 
Standpunkte und Bedenken erörtert. Abschließend wurde angeregt, dass sich der 
Planungsverband eingehend mit diesem Vorhaben befassen sollte. 

- GR Oberbichler Silvia regt an, Vereine künftig dazu zu verpflichten, nach 
Veranstaltungen im Tirolerhofsaal für die Reinigung eine geeignete 
Bodenreinigungsmaschine zu verwenden. 

 
 

Ende 21.35 Uhr    V.g.g. 


